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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/5 — 53326 — 6217/68 


Bonn, den 18. April 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz 
(1. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 

1. UAG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte und der Finanzen gemeinsam 
erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 7. März 1969 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-BucJidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Anpassung der Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(1. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz — 1. UAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1945, 1966 I S. 87), zuletzt geändert 
durch § 61 des Reparationsschädengesetzes vom . . . 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 267 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Buchstabe b wird 

die Zahl „60" durch die Zahl „75", 
die Zahl „66" durch die Zahl „81" und 
die Zahl „76" durch die Zahl „91" 

ersetzt; die Worte „Personen, die Pflegegeld 
nach der Reichsversicherungsordnung bezie- 
hen, jedoch stets ein Freibetrag von 75 DM 
monatlich" werden gestrichen. 

b) In Nummer 6 wird ersetzt: 

die Zahl „60" durch die Zahl „75", 
die Zahl „43" durch die Zahl „53" und 
die Zahl „22" durch die Zahl „27". 


2. In § 269 a Abs. 4 wird ersetzt: 

die Zahl „33" durch die Zahl „48", 
die Zahl „23" durch die Zahl „33" und 
die Zahl „12" durch die Zahl „17". 

§ 2 

Übergangsvorschrift 

Der Freibetrag nach § 267 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b des Lastenausgleichsgesetzes ist bei Per- 
sonen, die Pflegegeld nach der Reichsversicherungs- 
ordnung beziehen, vom 1. Juni 1968 bis zum 31. Mai 
1969 mit mindestens 75 Deutsche Mark monatlich 
anzusetzen. 

§ 3 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1969 in Kraft. 
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Drucksache V/4102 


Begründung 


Die Erhöhungen der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch das Elfte Rentenanpas- 
sungsgesetz, die ab 1. Juni 1969 auf die Unterhalts- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz anzurech- 
nen sind, machen Anpassungsmaßnahmen für diese 
Leistung notwendig. Auch in der Vergangenheit 
ist den Rentenanpassungen jeweils durch Erhöhung 
der Sätze der Unterhaltshilfe oder der Freibeträge 
Rechnung getragen worden. Im vorliegenden Ent- 
wurf wird eine Erhöhung der Freibeträge vorge- 
schlagen. Eine Erhöhung anderer einkommensab- 
hängiger Sozialleistungen aus Anlaß des Elften 
Rentenanpassungsgesetzes ist nicht vorgesehen. 

Die in § 1 Nr, 1 Buchstabe b vorgesehene Anhebung 
der in erster Linie berührten Freibeträge beim Be- 
zug von Sozialversicherungsrenten monatlich um 
15 DM für Versichertenrenten, 10 DM für Witwen- 
und Witwerrenten sowie 5 DM für Waisenrenten 
entspricht in etwa der durchschnittlichen Renten- 
erhöhung, die sich bei Empfängern von Unterhalts- 
hilfe durch das Elfte Rentenanpassungsgesetz erge- 
ben dürfte. Entsprechend müssen auch die nach dem 
Grad der Erwerbsminderung gestaffelten Freibe- 
träge bei Unfallbeschädigten und Verfolgten (§ 1 
Nr, 1 Buchstabe a) sowie die an die Stelle des Ren- 
tenfreibetrags tretenden Zuschläge zum Selbständi- 
genzuschlag nach § 269 a Abs. 4 LAG (§ 1 Nr. 2) 
angehoben werden. Da die Freibeträge bei Unfall- 
beschädigten und Verfolgten ab 1. Juni 1969 min- 
destens 75 DM monatlich betragen sollen, wird die 
Festsetzung eines besonderen Freibetrags für Emp- 
fänger von Pflegegeld nach der Reichsversicherungs- 
ordnung entbehrlich (§ 1 Nr. 1 Buchstabe a). 

Die Festsetzung des Freibetrags für Empfänger von 
Pflegegeld nach der Reichsversicherungsordnung für 
die Zeit vom 1. Juni 1968 bis zum 31. Mai 1969 auf 
„mindestens'' 75 DM monatlich (§2) soll vermeiden, 


daß diese Personen einen geringeren Freibetrag als 
bei Berücksichtigung des Grades der Erwerbsmin- 
derung erhalten, da vom 1. Juni 1968 ab erstmals 
insoweit (bei einer Erwerbsbeschränkung über 
80 V. H.) ein Freibetrag von mehr als 75 DM ge- 
währt werden konnte. 

Durch den vorliegenden Entwurf entstehen für den 
Ausgleichsfonds und die nach § 6 Abs. 4 LAG an 
den Aufwendungen für Unterhaltshilfe beteiligten 
Haushalte des Bundes und der Länder keine Mehr- 
aufwendungen. Die vorgesehenen Verbesserungen 
des Lastenausgleichsgesetzes haben zur Folge, daß 
die Rentenerhöhungen durch das Elfte Rentenan- 
passungsgesetz im Durchschnitt nicht zu einer Kür- 
zung der Unterhaltshilfe führen, also erwartete 
Einsparungen nicht wirksam werden. Diese Minder- 
einsparungen sind für die Laufzeit der Unterhalts- 
hilfe (bis über das Jahr 2000 hinaus) mit 506 Mil- 
lionen DM zu veranschlagen, wovon die Hälfte 
(253 Millionen DM) auf den Ausgleichsfonds, ein 
Drittel (168,5 Millionen DM) auf die Länder und 
ein Sechstel (84,5 Millionen DM) auf den Bund ent- 
fallen. Die Mindereinsparungen sind in der Finanz- 
planung des Bundes von 1968 bis 1972 nicht be- 


rücksichtigt. Sie betragen im Rechnungsjahr 

1969 

3,5 Millionen DM 

1970 

6,9 Millionen DM 

1971 

6,4 Millionen DM 

1972 

6,0 Millionen DM. 


Es wird erforderlich sein, den Ansatz bei Kap. 60 04 
Tit. 654 01 des Rechnungsjahres 1969 im Rahmen 
der Haushaltsberatungen entsprechend zu erhöhen 
und den Mehrbedarf für die Jahre 1970 bis 1972 
bei der nächsten Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung zu berücksichtigen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:"' 

Begründung 

Wie die bisherigen Änderungsgesetze zum 
Lastenausgleichsgesetz bedarf auch das im Ent- 
wurf vorliegende Änderungsgesetz nach der vom 
Bundesrat ständig vertretenen Rechtsauffassung 
der Zustimmung des Bundesrates. 


2. Entschließung zu § 1 Nr. 2 

Durch den Selbständigenzuschlag zur Unterhalts- 
hilfe soll für den ehemals selbständigen Ge- 
schädigten der Nachteil abgegolten werden, den 
er gegenüber dem ehemals Unselbständigen hat, 
der die Freibeträge nach § 267 Äbs. 2 Nr. 6 LÄG 
erhält. Der Freibetrag für Versichertenrenten 
soll nunmehr laut vorliegendem Entwurf ange- 
hoben werden. Dieser Entwicklung muß der Selb- 
ständigenzuschlag in allen Stufen durch lineare 
Erhöhung folgen. 

Eine solche Maßnahme ist auch gerechtfertigt, 
weil der Selbständigenzuschlag seiner Ent- 
stehung wie seiner Höhe nach stets mit der 
Ältershilfe der einheimischen Bauern nach dem 
GÄL gekoppelt ist. Äufgrund einer Vorlage der 
Bundesregierung ist nunmehr zu erwarten, daß 
die Renten nach dem GÄL rückwirkend ab 
1. Januar 1969 um 25 DM für ein Ehepaar er- 
höht werden. Es wäre ungerecht, wenn den ehe- 
maligen ostdeutschen Bauern eine entsprechende 


Anpassung ihres Selbständigenzuschlages im 
Rahmen der Unterhaltshilfe versagt bleibt. 

Der Bundesrat hält es daher für notwendig, daß 
im Rahmen dieses Gesetzes der Selbständigen- 
zuschlag zur Unterhaltshilfe für den Antrag- 
steller und für den nicht dauernd getrennt le- 
benden Ehegatten entsprechend erhöht wird. 

3. Entschließung zu § 323 Abs. 1 Satz 4 LAG i. d. F. 
des 20, ÄndG LAG 

Die Erwartung, daß durch die Bereitstellung von 
je 100 Millionen DM für Aufbaudarlehen für die 
Rechnungsjahre 1968 und 1969 (§ 323 Äbs. 1 
Satz 4 i. d. F. des 20. ÄndG LÄG) der Bedarf aus- 
reichend gedeckt werde, wird sich nicht erfüllen. 
Wie der Äntragseingang bei den Äusgleichs- 
ämtern zeigt, ist vor allem die wohnungsmäßige 
Eingliederung der Geschädigten wie auch die 
wirtschaftliche Eingliederung der siedlungs- 
willigen vertriebenen Landwirte bei weitem noch 
nicht abgeschlossen. 

Um eine gleichmäßige Fortführung des Bewilli- 
gungsyerfahrens zu gewährleisten, ist es er- 
forderlich, § 323 Äbs. 1 LÄG noch in der laufen- 
den Legislaturperiode des Bundestages zu än- 
dern. Dies ist nur im Rahmen der gesetzgeberi- 
schen Behandlung des Regierungsentwurfs zu 
einem 1. UÄG — Drucksache 28/69 — mit 
Sicherheit zu erreichen. 

Der Bundesrat hält es daher für notwendig, daß 
in diesem Gesetz die Bereitstellung von je 100 
Millionen DM für die Rechnungsjahre 1970 und 
1971 für Aufbaudarlehen für die Geschädigten 
vorgesehen wird, die nicht nach § 323 Äbs. 4 und 
8 LAG begünstigt werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Eingangsworte) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustiminungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet ha- 
ben; derartige Vorschriften sind durch den vor- 
liegenden Entwurf nicht betroffen. 

Zu 2. (Entschließung zu § 1 Nr. 2) 

Der Auffassung des Bundesrates, der Selbständigen- 
zuschlag zur Unterhaltshilfe für den Antragsteller 
und für den nicht dauernd getrennt lebenden Ehe- 
gatten müsse im Rahmen des vorliegenden Ent- 
wurfs erhöht werden, wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates ist der 
Selbständigenzuschlag von dem Freibetrag, der bei 
der Anrechnung von Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf die Unterhaltshilfe abzu- 
ziehen ist, unabhängig. Zwar hat dieser Freibetrag 
Anlaß für die Einführung des Selbständigen- 
zuschlags im 12. AndG LAG gegeben; die Bindung 
an den Freibetrag ist aber schon bei den Verbesse- 
rungen des Selbständigenzuschlags im 14. AndG 
LAG aufgegeben worden. 

Auch die von der Bundesregierung im Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte vor- 
geschlagene Erhöhung des Altersgeldes für Land- 
wirte um monatlich 25 DM für ein Ehepaar kann 
nicht zur Begründung einer Erhöhung des Selbstän- 
digenzuschlags im Rahmen des vorliegenden Ent- 
wurfs herangezogen werden. Die Bundesregierung 
hat im vorliegenden Entwurf nur eine Erhöhung 
der Freibeträge für Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung vorgeschlagen, weil eine Er- 
höhung der Sätze der Unterhaltshilfe weder durch 
die Entwicklung in anderen Sozialbereichen noch 
durch die Entwicklung der Einkommens- und Preis- 
verhältnisse seit der letzten Unterhaltshilfeerhö- 
hung veranlaßt ist. Demgegenüber ist aber die An- 


hebung des Altersgeldes für Landwirte gerade zur 
Anpassung an die veränderten Preis- und Einkom- 
mensverhältnisse von der Bundesregierung vorge- 
schlagen worden. Beide Maßnahmen stehen daher in 
keinem Zusammenhang. 

Zu berücksichtigen ist dabei auch, daß eine lineare 
Erhöhung des Selbständigenzuschlags zur Unter- 
haltshilfe nicht nur beträchtliche Mehraufwendungen 
des Ausgleichsfonds zur Folge hätte, sondern daß 
sich schon für das laufende Rechnungsjahr der Zu- 
schuß des Bundes zur Unterhaltshilfe nach § 6 Abs. 4 
LAG erhöhen würde. Eine Erhöhung dieses Zu- 
schusses könnte aber aus den im Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans für 1969 veranschlagten Mitteln 
nicht bestritten werden. 

Zu 3. (Entschließung zu § 323 Abs. 1 Satz 4 LAG) 

Der Forderung des Bundesrates, im Rahmen des 
vorliegenden Entwurfs nochmals für zwei Rech- 
nungsjahre (1970 und 1971) die Bereitstellung von 
je 100 Millionen DM an Aufbaudarlehen für Geschä- 
digte vorzusehen, die nicht nach § 323 Abs. 4 und 8 
LAG begünstigt werden, wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die vom Bundesrat geforderte Gesetzesänderung 
würde den Rahmen des vorliegenden Entwurfs 
überschreiten, der nur Maßnahmen zur Anpassung 
der Unterhaltshilfe vorsieht. Diese Beschränkung 
wird von der Bundesregierung nach wie vor für not- 
wendig gehalten, um die im Interesse der Geschä- 
digten und der Verwaltung liegende rechtzeitige 
Anpassung nicht zu gefährden. 

überdies würde die nochmalige Bereitstellung von 
Mitteln für Aufbaudarlehen zu Lasten der Erfüllung 
der Hauptentschädigung gehen, die von der Bundes- 
regierung als vorrangig betrachtet wird; sie würde 
sich auch nachteilig auf die Auszahlung der Ent- 
schädigung auf Grund der von der Bundesregierung 
vorgelegten 21. Novelle zum LAG (Hauptentschädi- 
gung für Zonenschäden) auswirken. Sollten diese 
Leistungen dennoch ungeschmälert fortgeführt bzw. 
aufgenommen werden, müßte der Ausgleichsfonds 
sich zusätzliche Mittel im Wege des Kredits beschaf- 
fen, so daß die Maßnahme auch zu echten Mehr- 
aufwendungen führen würde, weil die Aufbaudar- 
lehen weit überwiegend zinslos gewährt werden. 
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